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Alt-Nationalrat Toni Bortoluzzi stieg für die Gesundheitsreform nochmals in den Ring.

Markus Brotschi (Text)
und Jonathan Labusch (Fotos)

Toni Bortoluzzi prägte während
20 Jahren die Sozial- und Ge-
sundheitspolitik der SVP im Par-
lament. Seit 2015 sitzt er nicht
mehr imNationalrat, aber für die-
se Schlacht ist der 77-Jährige am
Samstag extra zur Delegierten-
versammlung nachAarau gereist.

Er sei erschüttert, wie dieses
Thema – die einheitliche Finan-
zierung ambulanter und statio-
närer Leistungen (Efas) – in der
Partei behandelt werde, sagt er
vor denDelegierten. «Es fehlt die
nötige Ernsthaftigkeit.»

Damit spielt Bortoluzzi auf die
Ablehnung derVorlage durch die
Parteispitze umPräsidentMarcel
Dettling und Fraktionschef Tho-
masAeschi an – und auf die Aus-
wahl der Referenten, die vor den
Delegierten über Efas informie-
ren.Denn fürdie Pro-Seite spricht
Nationalrat Thomas Bläsi, der
erst ein Jahr im eidgenössischen
Parlament sitzt und kein Mit-
glied der Sozial- und Gesund-
heitskommission (SGK) ist.

Erste wesentliche Reform
seit 12 Jahren
ZurAbstimmungsvorlage für den
Autobahnausbau darf hingegen
derTransportunternehmerBen-
jamin Giezendanner reden, Mit-
glied der nationalrätlichen Ver-
kehrskommission. Für die beiden
Mietrechtsvorlagen legt sich Na-
tionalrat Gregor Rutz, Präsident
des Hauseigentümerverbands,
ins Zeug. Zu Efas hätte gern die
Aargauer Nationalrätin Martina
Bircher informiert, die als Mit-
glied der Gesundheitskommis-
sion die Beratungen zu Efas nah
mitverfolgt hatte. Zumal sich die
Partei im Kanton Aargau trifft,
wo Bircher am nächsten Wo-
chenende für den Regierungsrat

kandidiert. Trotzdem lässt sie
nicht Bircher, sondern den Gen-
fer Bläsi die Pro-Seite vertreten –
was unter den Efas-Befürwortern
für Unverständnis sorgt.

Doch die Parteispitze hat die
Rechnung ohne die amtierenden
und ehemaligen Gesundheitspo-
litiker gemacht. Bei Efas handle
es sich um die erste Reform in
der obligatorischen Krankenver-
sicherung seit 12 Jahren, sagt
Bortoluzzi, als er das Wort er-
greift. «Diese Vorlage ist ein Ge-
winn.» Er und andere Befür
worter warnen zwar vor über
triebenen Hoffnungen auf eine
Kostensenkung.Aberwenn heu-
te 20 Prozent der Gesundheits-
kosten überflüssig seien, so kön-
ne dieser Anteil mit Efas allen-
falls auf 18 Prozent gesenkt
werden, sagt Bortoluzzi. Zudem
stärke die Vorlage die Mitspra-
che derKantone und ihrer Bevöl-
kerungen. Denn die Kantone
könnten ihren gesetzlichen Fi-
nanzierungsanteil später auch
erhöhen, falls sie dies wollten.

Mit Efas sollen sich die Kan-
tone künftig an den Kosten
sämtlicher medizinischer Be-
handlungen beteiligen, und zwar
mit 26,9 Prozent. 73,1 Prozent

würden dann die Krankenkassen
übernehmen – und zwar unab-
hängig davon, ob eine Behand-
lung ambulant oder stationär
stattfindet. Die SVP-Spitze stösst
sich aber wie auch die Gewerk-
schaften daran, dass die Lang-
zeitpflege ebenfalls nach dem
neuenKostenschlüssel finanziert
werden soll. Dies verursache
massiveMehrkosten für die Prä-
mienzahlenden, so ihre Kritik.

«Wir dürfen uns nichtmit
den Linken ins Bett legen»
Auch für dasNein-Lager referiert
keiner aus der ersten Reihe, son-
dern der ehemalige Nationalrat
Heinz Brand, früherer Präsi-
dent des Kassenverbands Santé
suisse. Efas senke keine Kosten.
Die Kantone könnten auch ohne
die einheitliche Finanzierung die
günstigeren ambulanten Behand-
lungen fördern, indem sie Listen
von Eingriffen erstellten, die
zwingend ambulant durchgeführt
werden müssten. Der Einbezug
der Langzeitpflege in die Reform
sei jedoch eine «finanzielle Zeit-
bombe», für die Folgen müssten
die Prämienzahler aufkommen.

Auch andere Redner kritisie-
ren, dass Efas keine Kosten sen-

ke, sondern diese nur anders ver-
teile. Das Grundproblem liege in
der obligatorischen Grundver
sicherung, die eine «Vollkasko-
versicherung» sei, sagt ein Dele-
gierter. «Mit Efas wird eine üble
Situation zementiert und nichts
eingespart», sagt Nationalrat und
SGK-Mitglied Andreas Glarner.

Die Befürworter warnen hin-
gegen davor, mit einer Nein-Pa-
role ein ReferendumderGewerk-
schaften zu unterstützen. «Wol-
len Siewirklich CédricWermuth
und Pierre-YvesMaillard hinter-
herrennen, die für eine Staats-
medizin sind?», fragt Ständerat
Hannes Germann in den Saal.
«Wir dürfen uns nicht mit den
Linken ins Bett legen, die nur die
Einheitskasse wollen», warnt
Nationalrat Benjamin Fischer.

AmEnde überzeugen die am-
tierenden und die ehemaligen
Gesundheitspolitiker sowie die
Ja-Appelle der SVP-Gesundheits-
direktoren undvonDoyen Chris-
toph Blocher die Mehrheit der
383 Delegierten im Saal. Sie fas-
sen mit 248 zu 90 Stimmen die
Ja-Parole zu Efas. Das Resultat
überrascht vor allem in derDeut-
lichkeit. Während der angereg-
ten Debattemit rund 20 Rednern
hielten sich Befürworter und
Gegner nämlich etwa dieWaage.

Fraktionschef ThomasAeschi
sieht das Votum der Delegierten
nicht als persönlicheNiederlage.
Er wie auch Präsident Marcel
Dettling hätten im Vorfeld die
Meinung geäussert, dass sie
nicht an die kostensenkende
Wirkungvon Efas glaubten. Eine
Mehrheit der Delegierten sehe
das offensichtlich anders.

Zu den Vorlagen zum Auto-
bahnausbau und zumMietrecht,
über die das Volk ebenfalls am
24.Novemberbefindet, beschlos-
sen die Delegierten inAarau dis-
kussionslos Ja-Parolen.

Die SVP-Delegierten lassen die
Parteispitze imRegen stehen
Neue Finanzierung des Gesundheitswesens Die Partei stimmt an der Delegiertenversammlung
mit grosser Mehrheit für die Vorlage. Und es gibt Kritik an der Führung.

Homeschooling liegt imTrend –
auch noch nach der Pandemie.
4160 Kinder in der Schweizwer-
den zu Hause von ihren Eltern
oder einer Lehrperson unterrich-
tet. Das sind mehr als je zuvor.
In Kantonen wie Bern, Zürich,
Waadt, Neuenburg oder Luzern
steigen die Zahlen kontinu
ierlich. Hingegen sind manche
Kantone wie Zug, Basel-Stadt,
St. Gallen oderUri sehr strikt und
bewilligen nur selten Ausnah-
men für Homeschooling.

Die oberste Lehrerin Dagmar
Rösler fordert nun strengere
und einheitliche Regeln für
Homeschooling in der Schweiz.
Die Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren solle das
Homeschooling-Problem ange-
hen. Rösler, seit 2019 Zentral-
präsidentin des Verbands Leh-
rerinnen und Lehrer Schweiz,
zeigt sich kritisch gegenüber
demPhänomen und findet, dass
die Chancengerechtigkeit ge-
fährdet sei.

Frau Rösler, Sie fordern:
Homeschooling soll strikter
und schweizweit einheitlicher
geregelt werden.Was stört Sie?
Beim Homeschooling finde ich
es unlogisch, wenn die Bedin-
gungen von Kanton zu Kanton
so unterschiedlich sind. Und die
Unterschiede sind ja massiv,
mancherorts brauchen die Eltern
ein Lehrdiplom, andernorts gibt
es kaum Regeln.

Wer soll das Homeschooling
vereinheitlichen?
Wennwir sehen, dass die Zahlen
weiter zunehmen und die Kan-
tone Probleme bekunden, muss
die Konferenz der Bildungsdirek-
torinnen und Bildungsdirektoren
unter Präsidentin Silvia Steiner
das Thema aufgreifen.

In der Schweiz ist es nicht
möglich, den Schulen nationale
Vorgaben zumachen,
weil die Bildungshoheit bei den
Kantonen liegt.Warum soll es
ausgerechnet beim
Homeschooling eine
Ausnahme geben?
Es geht hier nicht um Ausnah-
men, sondern um einen Bereich,
in dem es sinnvoll ist, kantons-
übergreifende Regelungen zu
haben.Ausserdem gibt es durch-
aus nationale Vorgaben, zum
Beispiel,was die DauerderVolks-
schulzeit betrifft oder etwa das
Obligatoriumdes Kindergartens.
Persönlich finde ich, dass die Re-
geln fürs Homeschooling strikt
gehalten werden müssen.

Warum ist es IhrerAnsicht
nachwichtig, hier streng
zu sein?
Ich finde es richtig, sich nach
dem aktuellen Lehrplan zu rich-
ten und den Kindern jederzeit
Anschlussmöglichkeiten an die
Schule zu garantieren. Denn
wenn das Homeschooling schei-
tert, werden einmal mehr die
Schulen zur Verantwortung ge-
zogen, die alles wieder ins Lot
bringen sollen. So gesehen bin
ich für restriktive Massnahmen
und relativ strenge Regeln bei
denAnforderungen an die Eltern,
die ihre Kinder selbst unterrich-
ten wollen.

Könnte die Tendenz zum
HomeschoolingAusdruck davon
sein, dass die Volksschulen
immermehr zur Belastung
werden fürviele Kinder?
Es gibt tatsächlich Kinder, die
verloren sind in der grossen
Heterogenität einer Klasse, die
heute üblich ist. Gerade jetzt,wo
viele pädagogisch unausgebil-
dete Lehrpersonenvor den Klas-
sen stehen und es oft Wechsel
gibt, kann das belastend sein für
Kinder. Und es gibt sicher auch
Fälle,woHomeschooling zumin-
dest vorübergehend die richtige
Massnahme ist. Aber ich beob-
achte, dass Eltern teilweise ihren
Kindern nicht mehr zutrauen,
etwas durchzustehen oder aus-
zuhalten. Und ich spreche hier
nicht von Mobbing, Übergriffen
oder belastenden Schulsituatio-
nen, die es zweifellos gibt und
denenman natürlich anders be-
gegnen muss.

Siemeinen also, dass Eltern
ihren Kindern die
«gewöhnlichen
Herausforderungen» zu oft
abnehmen?
Ja, Kinderwachsen daran,wenn
sie lernen, Schwierigkeiten zu
überwinden. In einer Klasse
treffen sie auf unterschiedliche
Kulturen und Lebensweisen, sie
reiben sich innerhalb ihrer Peer-
gruppe, schliessen Freundschaf-
ten und bauen Beziehungen auf.
Sie lernen den Umgang mit an-
deren Ansichten. Ich bin über-
zeugt:WerKinder zuHause un-
terrichtet, nimmt ihnen diese
Möglichkeitenweitgehendweg.

Homeschoolerwürden
widersprechen und sagen:
Das soziale Lernen ist auch
zuHausemöglich.
Natürlich lernen Kinder auch in
Beziehung mit den Geschwis-
tern, der Familie und denNach-
barn. Doch Homeschooler blei-
ben trotzdemhauptsächlich un-
ter sich.Auchwenn deren Eltern
dies bestreiten, so werden Ho-
meschooler doch etwas von der
Gemeinschaft isoliert. Irgend-
wann müssen die Kinder aber
raus ins Leben undwahrschein-
lich auf ganz andere Menschen
treffen, etwa bei derArbeit. Und
es geht mir bei diesem Thema
auch umChancengerechtigkeit.

Weil sich nicht alle
Homeschooling leisten können?
Ja,Homeschooling ist einMittel-
standsphänomen.Viele Familien
sind darauf angewiesen, dass
beide Elternteile arbeiten. Oft
sind esMütter, die zuHause blei-
ben und die Kinder zu Hause
unterrichten. Ich fände es ein
schlechtes Zeichen, wenn am
Schluss nur noch jene Kinder in
die öffentliche Schule gehen, die
sonst keine anderenMöglichkei-
ten haben. Daswäre eine massi-
ve Schwächung derVolksschule.

Nina Fargahi

«Wer Kinder zu Hause
unterrichtet, nimmt ihnen
Möglichkeiten weg»
Oberste Lehrerin zu Homeschooling Dagmar
Rösler schaut besorgt auf den Trend
und sagt, was sie daran störend findet.

Dagmar Rösler

Heinz Brand, früherer SVP-Nationalrat und Ex-Präsident des
Kassenverbands Santésuisse, warnte vergeblich vor der Reform.
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Thomas Knellwolf

Derwohl erfolgreichste Agent in
derSchweizerSpionagegeschich-
te heisst Kommissar Zufall. Im-
merwieder gelang es demNach-
richtendienst des Bundes (NDB)
dank Glück, feindliche Geheim-
dienstoperationen aufzuklären
und Schlimmeres abzuwenden.

Dies scheint nun auch der Fall
gewesen zu sein beimAuffliegen
einer – mutmasslich auf Jahre
angelegten – chinesischen Spio-
nageaktion im BernerOberland.
Chinesische Staatsangehörige
hatten 2018 den Gasthof Rössli
direkt am Flugplatz Meiringen
gekauft. Nach fast fünf Jahren
kam es zu einer Razzia, und die
Betreiberfamilie Wang musste
die Schweiz verlassen.

Das hatte diese Redaktion
Ende 2023 enthüllt. Die Hinter-
gründe des Auffliegens blieben
jedoch unklar. Nun zeigen Re-
cherchen für ein Buch und eine
Podcast-Serie, was sich im Has-
lital abgespielt hat: eine grosse
und unkonventionelleAktion der
schweizerischen Spionageab-
wehr – angestossen durch einen
ganz anderen Verdacht.

Kommissar Zufall schlug zu,
als im Oktober 2022 Rössli-Gäs-
te aus Frankreich und Pakistan
beimFlugplatz spazieren gingen.
Sie gelangten in die Nähe der
Sperrzone. Der Kantonspolizei
kamendie französischen und pa-
kistanischenSpaziergängerinnen
und Spaziergänger irgendwie
verdächtig vor. Sie kontrollierte
die Gruppe, klärte die Persona-
lien ab und schaltete auch den
Nachrichtendienst des Bundes
(NDB) in Bern ein, um mögliche
terroristischeVerbindungen aus-
zuschliessen. Die Checks erga-
ben: alles harmlos.

Aufenthaltsbewilligung
abgelaufen
Durch diesen Fehlalarm wurde
der NDB nun aber darauf
aufmerksam, dass sich ein Hotel
direkt bei einem wichtigen
Schweizer Luftwaffenstützpunkt
seit längerem in chinesischem
Besitz befand. Im «Pentagon» –
sowird derBernerGeheimdienst-
Hauptsitz genannt – schrillten
die Alarmglocken. Denn von
Meiringen aus soll schon bald der
neue Kampfjet F-35 fliegen. Chi-
na bemüht sich seit Jahren, den
amerikanischen Super-Jet aus-
zuforschen. Und beim NDB
wusste man auch: China führt
Spionageaktionen durch, die auf
Jahrzehnte hinaus angelegt sind.

Die Wangs hatten das Rössli
just dann gekauft, als bekannt
wurde, dass sich die Schweiz für
denKauf des Fliegersmit der ein-
zigartigen Tarnkappentechnik
interessiert. Im Sommer 2019
wurde der F-35 dann in Meirin-
gen getestet. Die Wangs – ein
Paar im Pensionsalter und ein
jüngerer Mann – konnten dies
nun aus nächsterNäheverfolgen.

Handelte es sich um zwei Spi-
one und eine Spionin, die in ein
fremdes Land gezogen waren,
um unauffällig eine grosse Ope-
ration durchzuziehen? Dieswoll-
te die SchweizerSpionageabwehr

herausfinden. Kurz nach dem
Terror-Fehlalarm imHerbst 2022
eröffnete derNDB eine Untersu-
chung.

Die Schweizer Gegenspiona-
ge legt normalerweise grössten
Wert darauf, dass die Zielperso-
nen nichts bemerken. Doch im
Fall Rössli ging sie diametral
anders vor. Bereits kurz nach
BeginnderUntersuchung schick-
te der NDB die Berner Kantons

polizei vor. ImNovember 2022 –
nur wenige Wochen nach dem
französisch-pakistanischen Spa-
ziergang nahe der Sperrzone –
führte die Polizei imGasthof eine
Personenkontrolle durch. Sie traf
die Wangs an und stellte fest,
dass die Familie illegal im Land
war: DieAufenthaltsbewilligung,
die der Sohn für ein Studium an
einer Hotelfachschule in Leysin
am Genfersee besessen hatte,

war längst abgelaufen. Und die
Eltern waren nie berechtigt ge-
wesen, in der Schweiz zu leben.
Selbst die Erlaubnis, ein Hotel zu
betreiben, fehlte.

DieWangsmachten das Röss-
li dicht. Sie hinterlegten die
Schlüssel bei einer Nachbarsfa-
milie, mit der Bitte, darauf zu
achten, dass in der Heizung des
Gasthofs immer genügend Pel-
lets zumVerfeuernwaren. Einen
Winter langwurden sie nicht ge-
sehen. Im Frühjahr darauf war
der Sohn plötzlich wieder da. Er
stellte bei den Behörden denAn-
trag auf eineAufenthaltsbewilli-
gung für sich undbeantragte eine
Betriebserlaubnis für das Rössli.
Auch seine Eltern reistenwieder
ein, mit einem Touristenvisum.

Verbindung zum
chinesischen Staatsapparat
In der Zwischenzeit hatten die
Schweizer Spionageabwehr-Spe-
zialistenAbklärungen getroffen,
die sie elektrisierten: Mittels
Befragungen und Recherchen in
Archiven wurde klar, dass Vater
Wang als Sohn eines chinesi-
schen Diplomaten in Bonn und
Berlin aufgewachsenwar. Gross-
vaterWang hatte imKalten Krieg
wichtige Posten in Indien und
den USA innegehabt. Da tat sich
eine interessante Verbindung
zwischen der Familie und dem
chinesischen Staatsapparat auf.
Umso mehr stellte sich die Fra-

ge, weshalb die Familie ausge-
rechnet dieses etwas herunter-
gekommene Hotel betreiben
wollte. Und überhaupt: Woher
hatten die Wangs das Geld zum
Kauf des Gasthofs gehabt?

Handfeste Beweise für eine
gross angelegte Spionageopera-
tion waren das natürlich nicht.
Doch im Nachrichtendienstge-
setz Chinas heisst es, dass alle
Staatsangehörigen die Geheim-
dienste der Volksrepublik «un-
terstützen, ihnen helfen undmit
ihnen zusammenarbeiten»müs-
sen. Sollten die Wangs keine
Agentenfamilie sein, so könnten
sie es auf Geheiss Pekings also
ganz plötzlich werden.

Auch ausländische Partner-
dienste, die der NDB laufend
über den Fall Rössli informierte,
zeigten sich besorgt. Dies galt
insbesondere für den amerika-
nischen Auslandsgeheimdienst
CIA.Die USAund Grossbritanni-
en übten Druck auf die Schweiz
aus,die Sicherheitsvorkehrungen
bei militärisch genutzten Flug-

plätzen zu verbessern. Im Klar-
text hiess dies bezogen auf Mei-
ringen: Entweder verschwinden
die Wangs, oder der F-35 darf
dort nie mehr landen.

Eine Geldstrafe,
die nie bezahlt wird
Die Schweizer Spionageabwehr
schlug Präventivmassnahmen
vor: Die kantonalen Behörden
sollten die Gesuche der Wangs
um Aufenthalts- und Betriebs-
bewilligung für das Rössli ableh-
nen – was sie dann auch taten.
Doch die Wangs ignorierten die
gesetzten Ausreisefristen und
betrieben den Gasthofweiter, als
wäre nichts geschehen. Und so
kam es am 26. Juli 2023 imRöss-
li zur Razzia. Die Polizei nahm
den Sohn und die Eltern mit zur
Befragung. Alle drei bestritten,
Beziehungen zu chinesischen
Staatsstellen oder Sicherheitsbe-
hörden zu haben. Sie verliessen
kurz darauf die Schweiz und
kehrten nicht mehr zurück.

Der Sohn bestritt später auch
amTelefonmit dieser Redaktion
jegliche Verwicklung in Spiona-
ge. Verurteilt wurden dieWangs
mit StrafbefehlenwegenWider-
handlungen gegen das Auslän-
der- und das Gastgewerbegesetz
– zu bedingten Geldstrafen. Ein
Strafverfahren gegen sie wegen
einesVerdachts auf nachrichten-
dienstliche Tätigkeit wurde nie
geführt.

Wie der Geheimdienst
den Chinesen auf die Schliche kam
Spionagefall im Hotel Rössli Eine Reisegruppe spaziert in der Nähe des Militärflugplatzes Meiringen, kurz darauf schrillen
beim Nachrichtendienst die Alarmglocken. Was folgt, ist Spionageabwehr der unkonventionellen Art.

Eine chinesische Familie kaufte den heruntergekommenen Gasthof Rössli beim Flugplatz Meiringen. Der Nachrichtendienst wurde per Zufall auf sie aufmerksam. Foto: Markus Hubacher

Sollten die
Wangs keine
Agentenfamilie
sein, so könnten
sie es ganz
plötzlichwerden.

Agentinnen, Mordkomplotte und ein Podcast:
Die grössten Schweizer Spionagefälle

Die Schweiz ist für Geheimdienste
ein Paradies. Einerseits gibt es
hier lohnenswerte Spionageziele –
allen voran die starke Schweizer
Wirtschaft und Forschung sowie
die vielen internationalen Organi-
sationen mit Sitz in Genf oder wie
die Fifa in Zürich. Andererseits ist
die Spionageabwehr schwach.

Bundeshaus-Korrespondent
Thomas Knellwolf verfolgt die
Spionageaktivitäten eng. Mit
Kolleginnen und Kollegen vom
Tamedia-Recherchedesk sowie
der Inlandredaktion hat er zahl
reiche Fälle publik gemacht: zum
russischen Killerteam amGenfer-
see, zu einem türkischen Entfüh-
rungsversuch im Kanton Zürich
oder zu Chinesen im Berner
Oberland. Nun präsentiert er die
grössten Fälle der letzten Jahre
und neue Erkenntnisse über

Geheimdienstmachenschaften in
der Schweiz im Buch «Enttarnt».
Die Buchvernissage findet am
21. Oktober um 20 Uhr im Kaufleu-
ten in Zürich statt. Auf dem Podi-
um diskutiert Autor Knellwolf mit
dem Geheimdienstexperten Erich
Schmidt-Eenboom und mit Juliette
Noto, Direktionsmitglied des
Nachrichtendiensts des Bundes.

Heute startet zudem auf
unserer Website die Podcast-Serie
zu den grössten Schweizer
Spionagefällen. (red)

Wörterseh, 2024.
256 Seiten,
ca. 25 Franken.
Erhältlich ab morgen.

Thomas Knellwolf: «Enttarnt»


